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Schwerpunkt ZeSo 10/2002

«Altersfragen nicht sektoriell diskutieren»

Ruth Lüthi, Staatsrätin Freiburg, zur Berliner Alterskonferenz

An der UNO-Konferenz zum Thema Alter in
Berlin konnte keine Kontrollinstanz für die

Umsetzung der verabschiedeten Forderungen
geschaffen werden. Doch für die Schweizer

Delegationsleiterin und Freiburger Staatsrätin

Ruth Lüthi ist klar: «Die neue
Sozialministerin der Schweiz wird die Alters-
Thematik berücksichtigen müssen.» In
einem Intervieiv mit der ZeSo kommentiert
Ruth Lüthi - sie ist unter anderem auch
Präsidentin der Schweizer Sozialdirektorln-
nenkonferenz (SOI)K) - die Konferenz und
einige der Ergebnisse (vgl. dazu Artikel Seite

161-167).

ZeSo: Mit welchen Zielen reiste die Schweizer

Delegation nach Berlin

Ruth Lüthi: Die Schweiz wollte mithelfen,

den im Frühjahr in Madrid
verabschiedeten UNO-Aktionsplan zum
Thema Alter weiter zu bearbeiten, und
wir wollten unsere Anliegen in die
Diskussionen einbringen. Bei den
Vorarbeiten zur Berliner Ministerkonferenz
haben denn auch Fachleute aus dem
Bundesamt für Sozialversicherung und
aus der Direktion für Entwicklungszusammenarbeit

(Deza) mitgewirkt. Dabei

- und auch während den Diskussionen
vor Ort - war es uns zum Beispiel wichtig,

Altersfragen nicht sektoriell
sondern in gesamtgesellschaftlichen
Zusammenhängen zu diskutieren und
darauf zu dringen, dass auch im
europäischen Strategieplan unsere
Verantwortung gegenüber den
demografischen Herausforderungen in den
Entwicklungsländern festgehalten wird.

Welches sind für Sie persönlich wichtige
Ergebnisse?

Ich habe insbesondere von Impulsen
und neuen Informationen profitiert
und es geschätzt, einmal drei Tage lang
ein einziges Thema unter sehr verschiedenen

Perspektiven zu bearbeiten. In

«Das wirtschaftliche Ungleichgewicht
zwischen den beteiligten Ländern

verlangt geradezu nach Koordinaüon
und Absprachen in Fragen wie

Migration oder Entwicklungshilfe.»

Berlin nahmen Fachleute teil aus der
Wirtschafts- und Sozialpolitik, Demografen

und Statistikerinnen waren da
und Vertreterinnen zahlreicher Nicht-
Regierungsorganisationen. An einer
solchen Konferenz können die
Teilnehmerinnen voneinander lernen - wir
Schweizerinnen zum Beispiel von den
nördlichen Ländern. Das wirtschaftliche

Ungleichgewicht zwischen den
beteiligten Ländern verlangt geradezu
nach Koordination und Absprachen in
Fragen wie Migration oder
Entwicklungshilfe. Zum Beispiel sollte verhindert

werden, dass hoch qualifizierte
Arbeitskräfte aus weniger entwickelten
Ländern in Industrieländer abgeworben

werden.

Der verabschiedete regionale Umsetzungsplan
ist für keines der beteiligten Länder verpflichtend,

da ein Kontrollgremium fehlt. Wer wird
in der Schweiz dafür sorgen, dass die
Beschlüsse umgesetzt werden
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Ich verstehe die Enttäuschung der
Nichtregierungsorganisationen darüber,

dass ihre Forderung nach einem
Kontrollgremium nicht durchkam. Es

besteht für alle UNO-Länder die moralische

Verpflichtung, eine «Gesellschaft
für alle Generationen» anzustreben. Es

wäre sicher gut, wenn eine Instanz
kontrollieren würde, dass Politikerinnen
diesen Grundsatz berücksichtigen und
die Postulate des Umsetzungsplanes
erfüllen. Die Forderung nach einem
solchen Organ ist wohl auch auf Bundesebene

chancenlos. Dennoch: Die neue
Sozialministerin wird die Alters-Thematik

berücksichtigen und darauf dringen
müssen, dass die älteren Menschen in
der Gesellschaft besser integriert werden

und die gleichen Rechte beanspruchen

können wie die anderen Generationen.

Ein aktuelles Beispiel ist die
Debatte um höhere Krankenkassenprämien

für Leute über 50: Eine solche
Regelung würde den Erklärungen von
Madrid und Berlin völlig widersprechen,
welche die gleichen Rechte für alle

Altersgruppen postulieren.
Impulse zur Umsetzung erwarte ich

insbesondere von Nichtregierungsorganisationen

wie zum Beispiel die Pro Se-

nectute und die Renterinnenverbände.

Inwiefern sind die Kantone von der Berliner

Konferenz betroffen

Auf Kantonsebene sehe ich konkrete
Ansatzpunkte, wie die geforderte
Integration von älteren Personen aber auch
der Frauen in Gesellschaft und Arbeitsmarkt

zu fördern wären. Da ist einmal
die familienergänzende Kinderbetreuung:

Es braucht unbedingt mehr durch
die öffentliche Hand geförderte und
unterstützte Angebote, damit Frauen
vermehrt berufstätig sein können. Da¬

mit wird die im Berufsleben aktive
Bevölkerung gegenüber der noch nicht
oder nicht mehr aktiven gestärkt.

Ferner sollten, ebenfalls auf Kantonsebene,

Anreize geschaffen werden, um
die Solidarität zwischen den Generationen

und die soziale Verantwortung zu
stärken. In Freiburg zum Beispiel erhalten

pflegende Angehörige 25 Franken

pro Tag als Anerkennung für ihre geleisteten

Dienste.

Mit der Diskussion rund um die Festlegung
des Rentenalters ist auch die Wirtschaft
angesprochen

sie ist tatsächlich eine sehr wichtige
Instanz: Sollen die Arbeitnehmerinnen
nämlich länger im Arbeitsprozess
verbleiben und nicht weiterhin eine
Frühpensionierung anstreben, muss sich die
Wirtschaft mit entsprechend flexiblen
Arbeitszeitmodellen und Förderungs-
massnahmen um diese Arbeitnehmerinnen

bemühen. Im Moment scheint
es aber noch immer so, als seien
Arbeitnehmerinnen ab 55 von der Wirtschaft
nicht gefragt.

Was halten Sie von einer Erhöhung des Pen-

sionsalters

Kurzfristig sehe ich darin keine Lösung,
solange die Arbeitslosigkeit in Europa
derart hoch ist. Eine Erhöhung des
Rentenalters würde einzig eine Verlagerung
von der AHV zur Arbeitslosen- und
Invalidenversicherung bewirken und
hätte mit Menschenwürde nichts mehr
zu tun. Eine Erhöhung käme für mich
nur in Frage, wenn sie differenziert und
flexibel anwendbar wäre und wenn die
Arbeitnehmerinnen sich für die eine
oder andere Variante frei entscheiden
könnten. Interview: Gerlind Martin
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